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Die Abschaffung von PPP als Schwerpunktfach hat begreiflicherweise Unverständnis ausgelöst. 
Die von den Lehrerinnen und Lehrern geleistete Aufbauarbeit für das Fach wird mit dem Entscheid 
zunichte gemacht. Gleichzeitig ist es ein positives Zeichen, dass sich die Schülerinnen und 
Schüler in der Öffentlichkeit für ein bestimmtes Fach derart engagieren. 

Bildungspolitisch nicht verständlich ist die Tatsache, dass hier eine Schule nicht wegen 
Ungenügens, sondern wegen ihres Erfolgs "bestraft" wird. Gleichzeitig besteht gemäss 
Erziehungsdepartement auch seitens der anderen Gymnasien der Wunsch nach weiteren 
Schwerpunktfächern, wobei in der Öffentlichkeit nicht ausgeführt wird, worum es sich präzis 
handelt. Klar ist einzig die Aussage des Erziehungsdirektors, alle 5 Gymnasien müssten um jeden 
Preis beibehalten werden. 

Als sehr positiv zu werten ist das IB-Angebot am Gymnasium Münsterplatz. Die Politik des 
Erziehungsdepartementes erweckt jedoch den Eindruck einer grossen Zielunklarheit. Zuerst wird 
PPP eingeführt, um dem Gymnasium Münsterplatz die notwendige Klientel zuzuhalten, und ein 
paar Jahre später wird das Fach wieder gestrichen, um den anderen Gymnasien mehr 
Schülerinnen und Schüler zu verschaffen. Zugleich spielen beim Entscheid bezüglich der Anzahl 
Gymnasien Traditionen eine grosse Rolle. Erläutert oder hinterfragt werden diese aber nicht. 

Ich bitte die Regierung um Beantwortung der folgenden Fragen 

1. Wie beurteilt die Regierung die pädagogische Bedeutung des Schwerpunktfachs PPP? 

2. Welches sind die organisatorischen und finanziellen Auswirkungen auf die Klassen- und 
Kursbildung, wenn das heutige Angebot, d.h. auch PPP, an 4 anstatt 5 Gymnasien 
angeboten wird, d.h. die Zahl der Gymnasien auf 4 reduziert wird? 

3. Welche Ausbauwünsche in den Schwerpunktfächern haben die verschiedenen Gymnasien 
formuliert? Welche finanziellen und organisatorischen Konsequenzen hätte die Realisierung 
dieser Forderungen z.B. am Gymnasium Bäumlihof? 

4. Welche organisatorischen und finanziellen Konsequenzen hätte der Ausbau des IB-Angebots 
an mindestens einem weiteren Gymnasium? 

5. Wie stellt sich die Regierung zur Forderung, dass die Wahlfreiheit bezüglich 
Schwerpunktfach unbedingt erhalten werden muss? 

6. Mit welcher Begründung vertritt die Regierung die Ansicht, dass die Beibehaltung von 5 
Gymnasien gegenüber einem breiten Wahlangebot von Schwerpunktfächern Priorität hat? 
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